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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

die ZIV hat nun im 5. Jahr ihres
Bestehens eine vorsichtige Uber-
arbeitung verdient. Neben einem
neuen Outfit gibt es auch einen
verbesserten Inhalt.

Gleich auf dem Deckblatt werden
wichtige Entscheidungen in einer
Schnelliibersicht dargestelit.

Kurze Meldungen

EU-Richtlinie verpflichtet zum be-
hindertengerechten Umbau

Der 2009 grundlegend (berarbeitete
Entwurf zur Gleichbehandlungsrichtli-
nie konnte fir Vermieter weitreichende
Konsequenzen haben. Bisher war nur
vorgesehen, dass der Staat Offentliche
Gebaude so umzubauen hat, dass Be-
hinderte barrierefreien Zugang zum
Gebdude haben. Nun soll diese Ver-
pflichtung auch auf Gebdude ausge-
dehnt werden, die der sonstigen Ver-
mietung dienen. Die Geb&ude sollen
vorbeugend behindertengerecht ausges-
taltet werden, um Behinderten auch
diesem Wirtschaftssektor (Mietwoh-
nung) einen ungehinderten und damit
gleichberechtigten Zugang zu ermdgli-
chen. Nur wo fur den Vermieter unzu-
mutbare Belastungen (z.B. nennenswer-
te strukturelle Anderungen an denkmal-
geschiitzten Gebduden) entstlinden, soll
eine Befreiung von der Verpflichtung
moglich sein. (F.A.Z. 30.1.2010).

Neuwertversicherung, die keine ist

Mit Urteil vom 30.9.2009 hatte der
BGH uber die AGB-rechtliche Wirk-
samkeit einer  Versicherungsklausel
(AVB Feuerversicherung) zu entschei-
den. Danach ist eine Klausel in einer
Neuwertversicherung gultig, die vor-
sieht, dass nicht der Neuwert, sondern
nur der Zeitwert von der Versicherung
entschadigt wird, wenn der Zeitwert der
Sache weniger als 40% des Neuwertes
betrégt (IV ZR 47/09).
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Wir haben die Rubrik ,,Kurze
Meldungen“  geschaffen.  Hier
sollen Kkleinere Meldungen oder
Informationen Einzug finden, die
uns erst kurz vor Redaktions-
schluss erreichten. Ferner wird es
in unregelméRigen Absténden auch
einen Beitrag geben, der eine aktu-
elle Rechtsentwicklung aus an-
waltlicher Sicht kommentiert.

Anderung der Grundsteuer geplant

Die Finanzminister der Lé&nder be-
schlossen  einstimmig, dass die
Grundsteuer eine Anderung erfahren
misse. Dazu wurde eine Arbeitsgruppe
gebildet, die die Steuergerechtigkeit der
aktuellen Regelung prifen solle. Es
bestiinde die konkrete Gefahr, dass das
BVerfG die aktuelle Grundsteuerrege-
lung verwerfe. Die den Kommunen
zustehende Steuer basiert auf den fest-
gelegten  Einheitswerten, die 1964
letztmals, in den neuen Bundeslédndern
teilweise sogar 1935 festgestellt wur-
den. Es sei jedoch nicht Ziel, das Steu-
eraufkommen zu erhdhen (F.A.Z.
29.1.2010).

BFH zur Aufgabe der Vermietungs-
absicht nach langerem Leerstand

Aufwendungen fur eine leerstehende
Wohnung koénnen nur dann als Wer-
bungskosten geltend gemacht werden,
wenn noch eine Vermietungsabsicht
besteht. Der BFH stellte nun fest, dass
die Vermietungsabsicht als nicht mehr
gegeben angenommen werden diirfe,
wenn ein Objekt langere Zeit Uber leer
steht und trotz intensiver Bemihungen
sich kein Markt flr die Immobilie fén-
de. Nehme der Eigentiimer dies hin,
ohne etwa durch bauliche MalRnahmen
die Immobilie attraktiver zu machen,
lasse dies auf eine Aufgabe der Vermie-
tungsabsicht schlieBen. Ausdricklich
offen gelassen hat der Finanzsenat, ob
und wie lange ggf. eine Vermietungsab-
sicht auch dann fortbestehen kann,
wenn das Mietobjekt aufgrund eines

Die in der taglichen Praxis wichti-
gen Basiszinssatze sind an das
Ende der ZIV gestellt worden. Wir
hoffen, die Uberarbeitet ZIV gefallt
Ilhnen und trégt bei unseren Lesern
dazu bei, der Informationsflut
etwas gelassener entgegen zu se-
hen.

Es grufit herzlich
Ihr Anwalt

Heinz G. Schultze

strukturellen Uberangebots von Konkur-
renzobjekten wegen ungiinstiger Ortli-
cher Entwicklung nicht vermietbar ist,
Urteil vom 25.6.2009, | X R 54/08,
NJW 2010, 256)

BGH zur Beschrédnkung des Rede-
rechts durch Versammlungsleiter

Wohnungseigentumsrecht ist an den
meisten Stellen nichts anderes als ge-
wohnliches  Gesellschaftsrecht.  Es
nimmt nicht Wunder, dass in der Fachli-
teratur haufig bei verwandten Gesell-
schaftsformen abgeguckt wird. Eine
weitere hierfir verwertbare Entschei-
dung lieferte der BGH mit Urteil vom
8.2.2010. Der fir Gesellschaftsrecht
zustandige 1. Zivilsenat stellte fest, dass
beschlossen werden konne, dass der
Versammlungsleiter der AG-
Hauptversammlung erméchtigt sei, das
Frage- und Rederecht der Aktionére zu
beschréanken. Dabei habe er nach eige-
nem, pflichtgeméaBen Ermessen zu
entscheiden. (11 ZR 94/08).

BGH zur Haftung der Wohnungsei-
gentumer fur Wasserkosten

An das neue Haftungssystem der WEG
n.F. werden sich auch die Medienver-
sorger noch gewohnen missen. Drei
Eigentlimer in Berlin wurden wegen
Zahlungsruckstanden fur die Beliefe-
rung mit Wasser und Entsorgung fir
Schmutzwasser gesamtschuldnerisch in
Anspruch genommen. Da ein Vertrag
zwischen Verband und Medienversorger
geschlossen wurde, wies der BGH die
Klagerin darauf hin, dass nach dem
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neuen Haftungssystem die Wohnungs-
eigentimer nur noch anteilig in Hoéhe
ihres Miteigentumsanteils haften, § 10
Abs. 8 WEG. Die Sache wurde an das
Berufungsgericht zuriick, das nun die
Miteigentumsanteile der Beklagten zu
ermitteln hat, Urteil vom 21.1.2010
(VI ZR 329/08).

Keine Verpflichtung zur Abrechnung
von Wasserkosten nach Verbrauch

Mit Urteil vom 25.11.09 hat der VIII.
Zivilsenat bekréftigt, dass auBerhalb des
Anwendungsbereichs der HeizkV keine
Verpflichtung flir den Vermieter be-
steht,  Betriebskosten nach  dem
Verbrauch umzulegen. Die vermietete
Immobilie verfligte Gber vier Wohnun-
gen und eine Gewerbeeinheit. Die Ge-
werbeeinheit und die Wohnungen hatten
in der Summe etwa die gleiche Flache.
Der Vermieter flhrte hinsichtlich der
Gewerbeeinheit eine Vorerfassung fir
Wasser durch. Die restlichen Kosten fir
Wasser legte er auf die Wohnungen im
Verhéltnis der Mietfliche um. Ein
Mieter klagte mit der Begriindung
gegen die Betriebskostenabrechnung,
dass auch fir die Wohnungen eine
Vorerfassung stattzufinden habe. Das
sah der BGH anders. Die HeizkV wirde
dies vorschreiben; sie sei aber fur die
Wasserkosten nicht anwendbar (VIII
ZR 69/09).

Mietrecht
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Eigenbedarfskiindigung

Mit Urteil vom 27.1.2010 erweiterte der
BGH die Madglichkeiten zur Eigenbe-
darfskindigung. Nach § 573 Abs. 2 Nr.
2 BGB kann der Vermieter seine Kin-
digung auch dann auf Eigenbedarf
stlitzen, wenn er die Wohnimmobilie fur
einen Familienangehdrigen bendtigt.
Streitpunkt ist dabei vielfach, wie nah
der Verwandtschaftsgrad sein muss,
dass eine Kindigung wegen Eigenbe-
darfs zuldssig ist. Mit dem jlngsten
BGH-Urteil steht nun fest, dass Nichten
und Neffen zum beginstigen Kreis
naher Familienangehoriger zéhlen (V111
ZR 159/09).

Schonheitsreparaturklausel (Fenster)

Die Unzuléssigkeit der Vorgabe der
Farbwahl wahrend des laufenden Miet-
verhdltnisses gilt auch flr Fenster und
Turen. Im Mietvertrag fand sich die
Klausel, dass bei der Ausfiihrung der
Schénheitsreparaturen  die  Tirblatter
(...), Fensterfliigel und Fensterrahmen
ausschlieRlich weill zu lackieren seien.
Nach nunmehr schon gefestigter Recht-
sprechung des BGH ist die VVorgabe des
Farbtons nur auf die Rickgabe der
Wohnung zuléssig. Der VIII. Zivilsenat
erklarte daher die Klausel fur unwirk-
sam, Urteil vom 20.1.2010 (VIII ZR
50/09).

Unverjahrbarkeit von Mietmangeln

Die Mieterin bewohnte seit 1959 eine
unter dem Dachgeschoss gelegene
Wohnung. Nachdem der Vermieter das
Dachgeschoss zu einer Wohnung aus-
baute, stellte sich heraus, dass die Tritt-
schallddmmung unzureichend war. Die
Mieterin lieB ein Gutachten erstellen,
das den Mangel bestatigte und forderte
die Beseitigung des Mangels. Der Ver-
mieter wandte Verjahrung ein. Der
BGH entschied mit Urteil vom
17.2.2010, dass die Mangelanspriiche
nicht verjahren kénnten, da die Herstel-
lung des erforderlichen Schallschutzes
Teil des Gebrauchserhaltungsanspruchs
des Mieters sei. Dieser Anspruch sei
wiederum eine Hauptleistungspflicht
des Vermieters nach § 535 Abs. 1 S. 2
BGB, die unverjahrbar sei. Sie sei eine
Dauerverpflichtung (VI ZR 104/08).

Formell unwirksame Abrechnung bei
fehlender Transparenz der Nutzer-

gruppe

Im Falle einer Vorerfassung von Kosten
fir Heizung und Warmwasser ist nach
einem Urteil des KG Berlin besondere
Aufmerksamkeit geboten. Danach ist
fur eine formell wirksame Abrechnung
erforderlich darzustellen, welche Ein-
heiten zu welcher Nutzergruppe geho-
ren. Andernfalls sei die Abrechnung
nicht aus sich heraus verstandlich und
unwirksam, Urteil vom 16.7.2009
(ZMR 2010, 35)

Wirksamkeit der Klausel: Kosten der kaufmannischen und technischen Hausverwaltung

Mit der Wirksamkeit der Klausel
zur Abwaélzung der kaufménni-
schen und technischen Hausver-
waltung in einem Gewerbe-
raummietvertrag beschéftigte
sich der Gewerberaummietsenat
des BGH im Urteil vom
9.12.2009 (XII ZR 109/08). Der

Restaurantbetreiber war gericht-
lich gegen mehrere Betriebskos-
tenabrechnungen seines Vermie-
ters vorgegangen, weil er die
Umlage der kaufmannischen und
technischen  Verwaltung  flr
rechtswidrig erachtete. Er wei-
gerte sich, die teils erheblichen
Nachzahlungen zu akzeptieren.
Der Mietvertrag nahm hinsicht-
lich der umzulegenden Betriebs-
kosten auf die BetrkV Bezug
und sah als Nr. 17 unter dem
Titel ,,Sonstige Kosten“ die Um-
lage der Kosten der kaufménni-
schen und technischen Hausver-
waltung vor. Das OLG Kd&ln war
der Auffassung, die Klausel

verstoRe gegen das Transparenz-
gebot, weil die auf den Mieter
zukommenden erheblichen Kos-
ten nicht voraussehbar waren. Im
konkreten Fall entfielen auf die-
se Kostenposition das Doppelte
wie bei den anderen Kostenposi-
tionen (ohne Heizung) in der
Summe. Es wurden von der ein-
geschalteten Firma 55 % der
Bruttomiete  (Nettomietbetrag
zzgl. Mehrwertsteuer) abgerech-
net. Auch sei die Klausel iberra-
schend.

Der BGH bewertete die Klausel
rechtlich anders. Er hob das
Urteil auf. Die Umlage dieser
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Schultze
Kommentar zu Text
8) Jeder Wohnungseigentümer haftet einem Gläubiger nach dem Verhältnis seines Miteigentumsanteils (§ 16 Abs. 1 Satz 2) für Verbindlichkeiten der  Gemeinschaft der Wohnungseigentümer, die während seiner Zugehörigkeit zur Gemeinschaft entstanden oder während dieses Zeitraums fällig geworden sind; für die Haftung nach Veräußerung des Wohnungseigentums ist § 160 des Handelsgesetzbuches entsprechend anzuwenden. Er kann gegenüber einem Gläubiger neben den in seiner Person begründeten auch die der Gemeinschaft zustehenden Einwendungen und Einreden geltend machen, nicht aber seine Einwendungen und Einreden gegenüber der Gemeinschaft. Für die Einrede der Anfechtbarkeit und Aufrechenbarkeit ist § 770 des Bürgerlichen Gesetzbuches entsprechend anzuwenden. Die Haftung eines Wohnungseigentümers gegenüber der Gemeinschaft wegen nicht ordnungsmäßiger Verwaltung bestimmt sich nach Satz 1.


Schultze
Kommentar zu Text
Der Vermieter hat die Mietsache dem
Mieter in einem zum vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustand zu überlassen und sie
während der Mietzeit in diesem Zustand zu erhalten.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Ein berechtigtes Interesse des Vermieters an der Beendigung des Mietverhältnisses
liegt insbesondere vor, wenn
1. der Mieter seine vertraglichen Pflichten schuldhaft nicht unerheblich
verletzt hat,
2. der Vermieter die Räume als Wohnung für sich, seine Familienangehörigen
oder Angehörige seines Haushalts benötigt oder


Kosten sei in der Geschafts-
raummiete nicht ungewohnlich
und daher auch nicht Uberra-
schend im Sinne von 8§ 305 ¢
BGB. Die Wirksamkeit der
Klausel konne nicht von der
Hohe der Kosten im Einzelfall
und deren Verhéltnis zu den
anderen Betriebskosten abhén-
gen. Das allgemeine Wirtschaft-
lichkeitsgebot schiitze den Mie-
ter hinreichend von der Umle-
gung nicht erforderlicher Kos-
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ten. Auch die gerugten, viel zu
niedrig angesetzten Vorauszah-
lungen machten den Mieter nicht
schutzbedirftig. Allein der Um-
stand, dass die vom gewerbli-
chen Mieter verlangten Voraus-
zahlungen, die spéater entstehen-
den Kosten deutlich Uberschrit-
ten, begrindeten noch keinen
Vertrauenstatbestand, der den
Mieter Uiber § 242 BGB zu einer
Leistungsverweigerung berech-
tigen wirde. Auch seien die

tatséchlich angesetzten Kosten
im  Rahmen des Ublichen.
SchlieBlich verstiele die Klausel
nicht gegen das Transparenzge-
bot, 8 307 Abs. 1 BGB. Richtig
sei zwar, dass sich die Position
mit anderen Kosten, etwa denen
des Hauswarts (berschneiden
konne. Dies begriunde indessen
nur die Verpflichtung, darauf zu
achten, dass Kosten nicht dop-
pelt abgerechnet wirden.

Wohnflachenermittlung: 6ffentlich-rechtliche Beschrankungen sind unerheblich

Eine weitere Entscheidung zur
Wohnfléche ist am 16.12.2009
(VI ZR 39/09) getroffen wor-
den. Der Mieter hatte eine Gale-
riewohnung angemietet. Im
Mietvertrag war die Wohnung
mit 88 Quadratmetern angege-
ben, wobei 70,5 gm auf das Erd-
geschoss, 9 gm auf den Balkon
und 15 gm auf eine Galerie ent-
fallen sollten. Der Mieter lief}
ein  Privatgutachten erstellen,
nach dem eine Flache von nur
72,55 gm ermittelt wurde. Die
Ursache der Diskrepanz war in
der Galerieflache begriindet. Da
die lichte Deckenhohe unter 2,20
m lag, war nach dem hessischen
Bauordnungsrecht die Flache
nicht fir den dauernden Aufent-
halt von Personen zugelassen.

Der Mieter forderte 17,5 % der
gezahlten Miete zuriick und ging
dabei durch die Instanzen - letzt-
lich erfolglos.

Der BGH filhrte aus, dass ein
Mangel der Mietsache im Sinne
von § 536 BGB nicht festzustel-
len sei. Der Begriff der Wohn-
flache sei auslegungsbedirftig,
weil er keinen feststehenden
Inhalt habe und keine verbindli-
che Regelung zur Berechnung
von Flachen bei frei finanzierten
Wohnraum existiere. Zur Ausle-
gung des Begriffs kénne die fur
den preisgebundenen Wohnraum
geltenden Bestimmungen heran-
gezogen werden, falls die Partei-
en dem Begriff der Wohnflache
nicht im Einzelfall eine abwei-

chende Bedeutung zugemessen
hatten oder ein anderer Berech-
nungsmodus ortslblich sei. Vor-
liegend sei die Galerieflache
mitvermietet worden. Das erge-
be sich eindeutig aus dem Miet-
vertrag. Den Regelungen der
hessischen Bauordnung komme
damit keine Bedeutung mehr zu.
Mitvermietete Flachen seien bei
der Flachenberechnung unab-
hangig davon zu berucksichti-
gen, ob sie wegen Offentlich-
rechtlicher  Nutzungsbeschréan-
kungen bei einer Flachenberech-
nung nach den Bestimmungen
der 2. BV als Wohnraum anzu-
sehen seien oder nicht. Damit
liege keine Flachenabweichung
von mehr als 10% und damit
kein Mangel der Mietsache vor.

Parkettversiegelung in Schonheitsreparaturklausel ist unwirksam

Und noch eine Entscheidung aus
dem schier unerschdpflichen
Fundus der Schonheitsreparatur-
streitigkeiten. Das LG Berlin
hatte einen Wohnungsmieter in
der Berufungsinstanz zu Scha-
densersatz in Hohe von 2.533 €
verurteilt, weil dieser die Schon-
heitsreparaturen nicht ausgefihrt
hatte. Die Klausel sah u.a. vor,
dass der Mieter verpflichtet war,
den AuRenanstrich von Tiren
und Fenstern sowie das Abzie-
hen und Wiederherstellen einer

Parkettversiegelung  vorzuneh-
men. Diesen Bereich der Schon-
heitsreparaturklausel erklarte das
LG Berlin fir unwirksam, hielt
im Ubrigen aber die Schonheits-
reparaturklausel flr wirksam.

Der BGH bestétigte im Urteil
vom 13.1.2010 (VIII ZR 48/09)
das LG Berlin dahingehend, dass
der Aufenanstrich und das Ab-
ziehen und Wiederherstellen der
Parkettversiegelung den Mieter
unangemessen benachteilige und

daher geméaR § 307 Abs. 1 BGB
unwirksam sei. Der Begriff der
Schénheitsreparaturen bestimme
sich nach allgemeiner Auffas-
sung auch bei preisfreien Wohn-
raum anhand der bei Vertrags-
schluss in 8§ 28 Abs. 4 der II.
BV. enthaltenen Definition, wo-
nach Schoénheitsreparaturen das
Tapezieren, Anstreichen oder
Kalken der Wande und Decken,
das Streichen der FuBbdden und
der Heizkorper einschlieBlich
der Heizrohre, der Innentiiren
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Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 307 Inhaltskontrolle
(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus ergeben, dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist.


Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 305c Überraschende und mehrdeutige Klauseln
(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen, die nach den Umständen,
insbesondere nach dem äußeren Erscheinungsbild des Vertrags, so ungewöhnlich sind,
dass der Vertragspartner des Verwenders mit ihnen nicht zu rechnen braucht, werden
nicht Vertragsbestandteil.

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 242 Leistung nach Treu und Glauben
Der Schuldner ist verpflichtet, die Leistung so zu bewirken, wie Treu und Glauben mit
Rücksicht auf die Verkehrssitte es erfordern.

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 307 Inhaltskontrolle
(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus ergeben, dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist.



Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 536 Mietminderung bei Sach- und Rechtsmängeln
(1) Hat die Mietsache zur Zeit der Überlassung an den Mieter einen Mangel, der ihre Tauglichkeit zum vertragsgemäßen Gebrauch aufhebt, oder entsteht während der Mietzeit ein solcher Mangel, so ist der Mieter für die Zeit, in der die Tauglichkeit aufgehoben ist, von der Entrichtung der Miete befreit. Für die Zeit, während der die Tauglichkeit gemindert ist, hat er nur eine angemessen herabgesetzte Miete zu entrichten. Eine unerhebliche Minderung der Tauglichkeit bleibt außer Betracht


sowie der Fenster und der Au-
Rentliren von innen umfasse. Die
gegenstandliche  Beschrankung
des Begriffs der Schonheitsrepa-
raturen auf die in dieser Be-
stimmung aufgefiihrten Arbei-
ten, bilde zugleich den MaRstab
der Klauselkontrolle und markie-
re auf diese Weise die Grenze
dafiir, welche Arbeiten dem
Mieter in einer Klausel (ber
dessen Verpflichtung zur Vor-
nahme von Schonheitsreparatu-
ren auferlegt werden durften.
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Dementsprechend sei eine for-
mularvertragliche  Erweiterung
dieser Arbeiten Uber den in § 28
Abs. 4 der Il. BV beschriebenen
Inhalts hinaus — zumindest bei
Fehlen  einer  angemessenen
Kompensationsregelung — we-
gen unangemessener Benachtei-
ligung des Mieters gem. § 307
Abs. 1 BGB unwirksam.

Das Urteil des LG Berlin wurde
jedoch aufgehoben, weil der
BGH in dem Vorgehen eine -

rechtlich unzulassige — geltungs-
erhaltende Reduktion der Klau-
sel sah. Die Konkretisierung der
Schonheitsreparaturverpflich-

tung hinsichtlich ihres gegen-
stdndlichen und zeitlichen Um-
fangs (Fristen) sowie ihrer Aus-
flhrungsart sei inhaltlich derart
eng mit der Verpflichtung selbst
verknupft, dass die Unwirksam-
keit des einen Teils unweigerlich
die Unwirksamkeit der gesamten
Klausel zur Folge habe.

Korrektur der Mieterh6hung im Prozess ohne erneute Wartefrist zuléssig

Die Jahressperrfrist nach 8 558
Abs. 1 BGB beschéftigte die
funf Karlsruher Mietrichter im
BGH-Urteil vom  20.1.2010
(VI ZR 141/09). Die Vermieter
hatten mittels Mieterhéhungser-
klarung eine Erhéhung von 500
€ monatlich auf 550 € monatlich
zzgl. Betriebskosten verlangt.
Die Mieter stimmten einer Miet-
erhéhung auf 530 € zu. Die
Vermieter klagten die Differenz
ein. Das Sachverstandigengut-
achten stellte eine ortsibliche
Vergleichsmiete von 526 € flr
die Wohnung fest. Die Vermie-
ter besserten daher im Rechts-
streit ihre Mieterh6hungserkl-

rung nach. Nun flhrten sie an,
dass die Ausgangsmiete von 500
€ tatséchlich kein Nettomietbe-
trag, sondern eine Teilinklusiv-
miete sei, in der die Kosten fir
Grundsteuer und Versicherung
i.H.v. 26,88 € monatlich heraus-
zurechnen seien. Das bestétigte
der VIII. Zivilsenat. Der Miet-
spiegel weise Nettomieten aus,
so dass es fir eine Vergleichbar-
keit von Mietspiegel und verein-
barte Miete erforderlich sei,
Betriebskostenbestandteile  bei
Teilinklusivmieten herauszu-
rechnen, ehe ein Vergleich vor-
genommen werde.

Die Mieter verteidigten sich nun
damit, dass die Jahressperrfrist
fur diese erneute Mieterhthung
nicht eingehalten worden sei.
Dieser Sichtweise erteilte der
BGH eine Absage. Die Korrek-
tur der Mieterhdhung stelle kei-
ne erneute Mieterh6hung dar.
Auf die Sperrfrist komme es
mithin gar nicht an. Dies ent-
spreche auch dem Willen des
Gesetzgebers. Andernfalls kdnne
der Mieter leicht Fehler in Miet-
erhdhungen befristet zementie-
ren, indem er stets nur einem
Minimalbetrag zustimme und im
Ubrigen die Zustimmung ableh-
ne.

Zu den Anforderungen einer formell wirksamen Betriebskostenabrechnung

Die Anforderungen an eine for-
mell ordnungsgemé&lRe Betriebs-
kostenabrechnung erlautert der
BGH dezidiert in seinem Urteil
vom 25.11.2009 (VII ZR
322/08). In Streit geraten war

mit einem abweichenden Wirt-
schaftsjahr (jeweils 1.6.-31.5.),
die einen Nachzahlungsbetrag
von 469,53 € fur den Wohn-
raummieter auswies. Der Ver-
mieter forderte eine Anpassung

gen von 102,26 € auf 150 € mo-
natlich. Die Betriebskostenab-
rechnung enthielt fir den Heiz-
Olverbrauch folgende Berech-
nung:

eine Betriebskostenabrechnung der Betriebskostenvorauszahlun-

Heizol Datum Liter Betrag
Anfangsbestand 2544 1165,66
Bezug 31.5.06 5526 3269,18
Zwischensumme 8070 4434,84
Restbestand 2544 1505,03
Verbrauch 5526 2929,81
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Wenn nach dieser Abrechnung
der Anfangsbestand an Heizol
am 1.6.2005 insgesamt 2544
Liter betragen habe und am
31.5.2006 5.526 Liter in den
Tank nachgefiillt worden seien,
errechne sich ein  Heizol-
verbrauch von 5526- 2544, mit-
hin von 2544 Litern und nicht
von 5526 Litern, die der Vermie-
ter abgerechnet habe. (Wenn Sie
die Berechnung nicht verstehen,
macht das nichts: es belegt nur
die formelle Unwirksamkeit).
Die Abrechnung sei formell
unwirksam, so dass auch keine
Erhéhung der Vorauszahlungen
beansprucht werden kénne. Dem
vermochte das Berufungsgericht
zu folgen, nicht aber der BGH.

Nach der Rechtsprechung des
BGH genlige eine Abrechnung
den formellen Erfordernissen,
wenn sie eine Zusammenstellung
der Gesamtkosten, die Angabe
und — soweit erforderlich — die
Erlauterung der zugrunde geleg-
ten Verteilerschlissel, die Be-
rechnung des Anteils des Mie-
ters und der Abzug seiner Vor-
auszahlungen enthalte. Ob die
Abrechnung die unerlésslichen
Voraussetzungen erfulle, die an
ihre formelle Wirksamkeit zu
stellen seien, richte sich danach,
ob der Mieter in die Lage ver-
setzt wiirde, die zur Verteilung
anstehenden  Kostenpositionen
zu erkennen und anhand des ihm
mitgeteilten  Verteilerschlissels
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den auf ihn entfallenden Anteil
an diesen Kosten rechnerisch zu
Uberprufen. Ob die Positionen
dann dem Ansatz und der Hohe
nach richtig seien, und ob sons-
tige Mangel der Abrechnung
vorlédgen, sei nicht mehr eine
Frage der formellen Wirksam-
keit, sondern nur noch der in-
haltlichen Richtigkeit der Ab-
rechnung. Solche inhaltlichen
(materiellen) Fehler der Abrech-
nung konnten dann auch noch
nach Ablauf der Abrechnungs-
frist korrigiert werden (VIII ZR
115/04). Den Anforderungen
einer rechnerischen Nachvoll-
ziehbarkeit wirde die Abrech-
nung in Bezug auf die Heizkos-
ten erflllen. Der Vermieter sei
nicht gehalten, bei den von ihm
abgerechneten Gesamtkosten
jeden einzelnen Rechnungsbe-
trag anzugeben. Es genuge viel-
mehr, dass er hierbei nach den
Kostenarten des in § 2 BetrKV
enthaltenen Betriebskostenkata-
logs differenziere und die nach
ihrem Entstehungsgrund gleich-
artigen Kosten summenmaBig
zusammenfasse.

Teilweise werde angenommen,
dass der Ausweis der Brenn-
stoffkosten erfordere, dass auch
eine Mitteilung Uber den An-
fangs- und Endbestand als
Grundlage der vorgenommenen
Verbrauchsschétzung erfolge
(u.a.: LG Kdln, WuM 1985, 303,
LG Berlin, GE 2008, 995). Dem

sei nicht zuzustimmen.  Der
Vermieter diurfe sich darauf be-
schranken, den gesamten Heiz-
Olverbrauch in Litern und die
dafur in Ansatz gebrachten Kos-
ten anzugeben.

Die Abrechnung miisse danach
nicht aus sich heraus eine voll-
standige Uberpriifung auf ihre
materielle Richtigkeit erlauben,
sondern musse nur so detailliert
sein, dass der Mieter ersehen
kénne, welche Gesamtbetrége
dem Vermieter in Rechnung
gestellt worden seien und mit
welchen Rechenschritten er dar-
aus den auf den einzelnen Mieter
entfallenden Betrag errechnet
habe. Deshalb genlige es, wenn —
wie hier — der Brennstoff-
verbrauch und die daflr ange-
setzten Kosten summenmaéssig in
die Abrechnung eingestellt wor-
den seien, da diese Angaben
dem Mieter zeigten, mit welchen
Werten tatsachlich abgerechnet
wurde. Der Mieter sei damit in
die Lage versetzt, gezielt nach
den entsprechenden Belegen zu
verlangen und Uber deren Ein-
sichtnahme die inhaltliche Rich-
tigkeit der angegebenen
Verbrauchswerte und deren Kos-
ten nachzupriifen.

Da die Abrechnung somit nur an
einem materiellen Fehler litt,
war die Erhéhung der Voraus-
zahlungen rechtmaéRig.

Schonheitsreparaturklausel: Zur Stellungnahmepflicht des Vermieters

Das KG Berlin  (Urteil vom
18.5.09 - ZIV 2009, 64) und der
BGH (Urteil vom 27.5.09 - ZIV
2009, 29) lehrten bereits die
Vermieter, dass es nachteilig
sein kann, den Mieter zur Durch-
fuhrung der Schonheitsreparatu-
ren aufzufordern bzw. ihn ge-

wahren zu lassen, wenn die
Klausel unwirksam ist. Nun
kommt ein weiterer Baustein

hinzu, wenn der Mieter anfragt,
ob sich der Vermieter auf die im
Mietvertrag enthaltene Schon-
heitsreparaturklausel bei Been-
digung des Mietverhéltnisses
berufen wird.

So geschehen im Sachverhalt,
der dem Urteil vom 13.1.2010
zugrunde liegt (V11 ZR 351/08).
In Ansehung der Beendigung
des Mietverhaltnisses fragte der

Mieter an, ob er nach Auffas-
sung des Vermieters die Schon-
heitsreparaturen ausfihren mds-
se. Er, der Mieter, war der Auf-
fassung, dass die verwendete
Schonheitsreparaturklausel

rechtlich bedenklich sei. Der
Vermieter schwieg auf die An-
frage. Der Mieter erhob darauf-
hin eine Feststellungsklage mit
dem Antrag festzustellen, dass
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keine entsprechende Verpflich-
tung bestehe. Der Vermieter
meinte, dass die Klage unzulds-
sig sei, weil er sich nie eines
entsprechenden Anspruchs ,,be-
rihmt“ habe und daher keine
Veranlassung fir eine Klage
gegeben habe. Das Schweigen
auf die Anfrage sei ein rechtli-
ches nullum. Das sahen die fiinf
Richter des Zivilsenates anders.
Der Mieter habe in Ansehung
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der Beendigung des Mietver-
héltnisses und einer rechtlich
unklaren  Ausgestaltung  der
Schénheitsreparaturklauseln  im
Vertrag ein berechtigtes Interes-
se zu erfahren, ob sich der Ver-
mieter auf einen Anspruch zur
Durchfuhrung der Schonheitsre-
paraturen berufen werde oder
nicht. Der Mieter durfte nach
seiner schriftlichen Anfrage nach
Treu und Glauben erwarten, dass

seine Anfrage beantwortet wer-
de. Da sich der Vermieter zu
keiner Zeit eindeutig positioniert
habe, sei die Feststellungsklage
zuldssig (Eine materielle Ent-
scheidung zur Klausel traf der
BGH nicht, weil sich die Klage
erledigt hatte; es war daher nur
noch uber die Kosten zu ent-
scheiden).

Anspruch des Mieters auf ausreichende Elektrizitatsversorgung

Der Mieter bewohnten eine nicht
modernisierte  Altbauwohnung.
Im Mietvertrag war vorgesehen,
dass sich der Mieter verpflichtet,
Haushaltsmaschinen nur in dem
Umfang in Betrieb zu nehmen,
dass die Kapazitat der Elektro-
leitungen jederzeit geniigend sei.
Fur den Fall der Uberlastung
verpflichtete sich der Mieter, auf
seine Kosten die Elektroleitun-
gen ausreichend zu verstérken.

Im weitern Verlauf des Mietver-
haltnisses wurde der Zustand der
Mietsache zum Streitpunkt. Der
Mieter minderte Miete, der
Vermieter kindigte schlieflich
wegen Zahlungsverzuges fristlos

und klagte auf Mietzins und
Raumung. Der Rechtsstreit en-
dete beim BGH. Der Mietrechts-
senat gab dem Mieter Recht.
Auch der Mieter einer nicht mo-
dernisierten Altbauwohnung
habe einen Anspruch auf eine
Elektrizitatsversorgung, die zu-
mindest den Betrieb eines grofe-
ren Haushaltsgerates (z.B. einer
Waschmaschine) und gleichzei-
tig weiterer haushaltstiblicher
Gerdte (z.B. Staubsauger) er-
mdogliche. Die Vereinbarung
eines abweichenden Standards
sei zwar moglich, aber im kon-
kreten Fall nicht erfolgt. Ein
unter dem Mindeststandard lie-
gender Zustand sei nur dann

vertragsgemaf, wenn er eindeu-
tig vereinbart sei. Eine solche
eindeutige Vereinbarung sei im
Hinblick auf die Elektroinstalla-
tion nicht getroffen worden. Die
verwendete Klausel sei zudem
wegen unangemessener Benach-
teiligung des Mieters nach § 307
BGB unwirksam. Denn der Mie-
ter miisse danach bei einer Uber-
lastung der Elektroanlage die
Kosten der Verstdrkung des
Netzes unbegrenzt tragen und
hatte keinerlei Gewahrleistungs-
anspruche gegen den Vermieter,
Urteil vom 10.2.2010 (VIII ZR
343/08).

Bk-Abrechnungsfrist fir Gewerbemietflachen

Eine interessantes Urteil zur
Betriebskostenabrechnung in
Gewerbemietverhéltnissen  ver-
kiindete der BGH am 27.1.2010
(X1l ZR 22/07). Der Gewerbe-
mieter hatte 1993 ein Ladenlokal
in Koln angemietet. Im Mietver-
trag war u.a. vorgesehen, dass
der Mieter die Betriebskosten
gemal § 27 der Il. BV sowie die
Kosten des Verwalters zu tragen
habe. Uber die Nebenkosten
sollte einmal jahrlich zum Ab-
lauf des Kalenderjahres abge-
rechnet werden. Der Vermieter
wechselte. Der neue Eigentlimer
Uberprifte die Betriebskostenab-

rechnungen und stellte Fehler
fest. Die Abrechnungen flr die
Jahre 1993 bis 2001 beinhalteten
weder die Abrechnung fir All-
gemeinstrom, noch die Kosten
der Wartung der Heizung, der
Schadlingsbekampfung  sowie
flr den Verwalter.

Daneben stellte der neue Ver-
mieter fest, dass die Jahre 2002,
2003 und 2004 noch gar nicht
abgerechnet waren. Dies holte er
nach und rechnete dabei auch
alle nicht abgerechneten Kosten
der Vorjahre ab. Der Mieter
weigerte sich, die Kosten zu

bezahlen. Er war der Auffas-
sung, dass die nachtragliche
Abrechnung wegen Verwirkung
verjahrt sei. Mit Ausnahme der
Abrechnung des Jahres 2004
seien die Anspriiche auch nach §
556 Abs. 3 BGB ausgeschlossen.
Er verlor den vom Kléger einge-
leiteten Rechtsstreit durch alle
drei Instanzen.

Der Gewerbemietrechtssenat
flhrt aus, dass die Fristenrege-
lung in 8§ 556 Abs. 3 BGB auf
die Gewerbemiete nicht an-
wendbar sei. Die Verweisungs-
norm § 578 BGB benenne § 556
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(2) Auf Mietverhältnisse über Räume, die keine Wohnräume sind, sind die in Absatz 1 genannten Vorschriften sowie § 552 Abs. 1, § 554 Abs. 1 bis 4 und § 569 Abs. 2 entsprechend anzuwenden. Sind die Räume zum Aufenthalt von Menschen bestimmt, so gilt außerdem § 569 Abs. 1 entsprechend.



BGB nicht. Es sei auch nicht
erkennbar, dass eine planwidrige
Regelungsliicke gegeben  sei.
Eine analoge Anwendung der
Norm  zur  Abrechnungsfrist
scheide daher aus. Ferner sei die
Umlage der abgerechneten Kos-
ten auch nicht konkludent abbe-
dungen worden. Allein der Um-
stand, dass der Vermieter jahre-
lang nicht abgerechnet habe,
konne nicht den Schluss recht-
fertigen, dass der Vermieter ein
Angebot habe unterbreiten wol-
len, diese Kosten kiinftig nicht
mehr abzurechnen. Es sei le-
bensfremd anzunehmen, dass ein
Vermieter von Geschéaftsrdumen
ohne erkennbaren Grund auf
Zahlungen nicht unerheblicher
Betrage verzichten wolle. Fr
eine Verwirkung fehle es am
Zeitmoment soweit die jungeren
Abrechnungen betroffen sein.

Anders sah das Gericht dies
bezliglich der &lteren Kosten.
Zwar hétten die Parteien verein-
bart, dass einmal jahrlich abzu-
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rechnen sei. Das impliziere in-
dessen nicht, dass auch bis zum
Ablauf von 12 Monaten danach
die Abrechnung zu erteilen sei.
Eine Abrechnungsfrist sei fur
Gewerberaum gesetzlich nicht
vorgesehen. Dennoch sei auch
im Gewerbemietverhdltnis in-
nerhalb einer angemessen Frist,
die i.d.R. spatestens ein Jahr
nach Ablauf des Abrechnungs-
zeitraum ende, eine Abrechnung
zu erteilen, wenn die Parteien
nicht ausnahmsweise etwas an-
deres vereinbart hatten oder der
Vermieter die verspatete Ab-
rechnung nicht zu vertreten ha-
be. Dies ergdbe sich aus der
gleichen Interessenlage wie im
Wohnraummietrecht, dass als-
bald geklart werde, welche An-
spriiche wechselseitig noch offen
sind.

Aus der Verletzung der Abrech-
nungsfrist von 12 Monaten folge
jedoch rechtlich zundchst nur,
dass der Mieter den Vermieter
auf Erteilung der Abrechnung in

Anspruch nehmen kénne und als
Druckmittel die Bezahlung wei-
terer Vorauszahlungen auf die
Nebenkosten versagen konne.
Ein Ausschluss mit Nachforde-

rung, wie bei der
Wohnraummiete sei damit nicht
verbunden.

Gleichwohl somit das Zeitmo-
ment flr die alteren Kosten ge-
geben sei, fehle es am Um-
standsmoment, also an den ver-
trauensbildenden Umsténden,
dass der Klager die Forderung
nicht mehr erheben werde. Das
von der Revision vorgetragene
Argument, dass Vertrauen grin-
de auf der Tatsache, dass die
Abrechnungen von professionel-
len Hausverwaltungen erbracht
wurden, Uberzeuge nicht. Auch
einer professionellen Hausver-
waltung kdnne ein entsprechen-
der Fehler unterlaufen; vielmehr
bleibe im vorliegenden Fall un-
geklart, warum die Kosten teil-
weise nicht in die Abrechnung
eingestellt wurden.

Korrigiert der BGH abermals seine Rechtsprechung zur Schénheitsreparaturklausel ?

Mit der seit 2004 eingeleiteten
Anderung der Rechtsprechung
zur  Schonheitsreparaturklausel
hat der BGH seine nahezu ge-
samte vorherige Sichtweise zum
Leidwesen der Praxis auf dem
Kopf gestellt. Fast nichts ist
mehr wie es war. Fristen sind
nur wirksam, wenn sie zu unver-
bindlichen Empfehlungen erklart
werden, die bisher ublichen Fris-
ten sind hinsichtlich der Lange
in Frage gestellt (man fragt sich,
wozu noch) und die Abgeltungs-
Klausel ist derart schwierig zu
formulieren, dass man ernsthaft
in Erwdgung ziehen sollte, auf
sie ganz zu verzichten. Schlie3-
lich ist Klargestellt, dass kom-
pensatorische  Mieterhdhungen
unzuldssig sind und in Unkennt-

nis der Unwirksamkeit der Aus-
fuhrung vom Mieter vorgenom-
mener Schdnheitsreparaturen
den Vermieter zumindest aus-
gleichs-, wenn nicht gar scha-
densersatzpflichtig machen. Das
alles brach Uber die Vermieter
ohne Vorwarnung und mit
Rickwirkung zusammen.

Nun gibt es indessen ein Urteil,
dass das Zeug hat, den Scher-
benhaufen viel kleiner erschei-
nen zu lassen. Mit Urteil vom
17.2.2009, entschied der BGH
Uber die Wirksamkeit von Klau-
seln in einem Kaufvertrag fir
den Verkauf von einem ge-
brauchten Pkw (VIII ZR 67/09).
Dabei sei zunachst die Aufmerk-
samkeit auf das Aktenzeichen

gelenkt. Der VIII. Zivilsenat ist
nicht nur fur kaufrechtliche
Streitigkeiten, sondern auch fur
mietrechtliche Streitigkeiten
(Wohnraum)  zustandig. Die
Richter, die die Schonheitsrepa-
raturklauseln der Vermieter fur
null und nichtig erklarten, ent-
schieden nun, dass Klauseln in
einem  Pkw-Kaufvertrag, die
zwar nach allgemeinen Regeln
als unwirksam einzustufen wé-
ren, wirksam seien, wenn auf
beiden Seiten Verbraucher ge-
handelt hatten. Es konne nicht
einer Vertragsseite einseitig das
Risiko der Unwirksamkeit einer
Klausel auferlegt werden, nur
weil beide Vertragsparteien in
ihrer juristischen Unkenntnis auf
die Wirksamkeit eines vorgefer-
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tigten Vertragswerkes (etwa ein
Kaufvertrag von einem Automo-
bilclub oder aus dem Schreibwa-
renhandel) vertraut hatten.

Genau in der gleichen Situation
befinden sich indessen Millionen
von Vermietern, die ein Mietver-
tragsmuster von Haus und Grund
oder aus dem Schreibwarenhan-
del fir die Vermietung ihrer
Immobilie nutzten. Auch wer
mehrere Immobilien vermietet,
ist per definitionem kein Unter-
nehmer im Sinne von § 14 BGB,
sondern bleibt Verbraucher, weil
die Vermietung von eigenen
Immobilien Vermdégensverwal-
tung darstellt und nicht ohne
Weiteres eine unternehmerische
Tatigkeit.

Einen Unsicherheitsfaktor stel-
len die gewerblichen Immobi-
lienverwalter dar, die fur den
Vermieter im Rahmen des Miet-
vertragsabschlusses  handelten.
In Bezug auf die Wohnungsei-
gentlimergemeinschaft entschied
das OLG Miinchen im Beschluss
vom 25.9.08 (ZIV 2008, 76),
dass die Wohnungseigentimer-
gemeinschaft nur dann KEIN
Verbraucher sei, wenn alle Mit-
glieder keine Verbraucher seien.
Es wird indessen nicht damit
argumentiert, dass die Verbrau-
chereigenschaft von der WEG-

WEG-Recht
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Verwalterin als Vertreterin ab-
hange. Die Rechtsfrage, ob ein
Verbraucher seine Verbraucher-
eigenschaft verliert, wenn er
durch einen Kaufmann vertreten
wird ist als offen zu bezeichnen.
Bisher veroffentlicht hierzu ist
nur eine Entscheidung des LG
Rostock (NZM 2007, 370), das
die Auffassung vertritt, dass der
Verbraucher auch in diesem Fall
auf den Verbraucherschutz bau-
en darf. Andererseits stellt der
BGH fir die Frage eines Haus-
tirgeschafts auf die Person des
Vertreters ab (NJW 2000, 268).
Das OLG Hamm verlangt fur die
wirksame  Einbeziehung der
VOB dann nicht die Ubergabe
des gesamten Klauselwerks,
wenn der Bauherr als Laie von
einem Architekten vertreten wird
(BauR 1989, 480). Vorsichtig
mag man dennoch die Aus-
gangslage auch in dieser Hin-
sicht positiv bewerten.

Und noch eine Veranderung
zeigt sich, die aufféllig ist. Im
Urteil vom 13.1.2010 (diese
Ausgabe) erklart der BGH eine
Schénheitsreparaturklausel — fur
unwirksam, weil sie dem Mieter
mehr abverlangt, als rechtlich
zuldssig sei. Es erfolgt jedoch
erstmals die Einschrankung, dass
die Klausel unwirksam sei —
soweit nicht eine Kompensation

an anderer Stelle geschaffen
wurde. Wir haben die dalteren
Urteile zur Schénheitsreparatur-
klausel des BGH durchgesehen
und haben keine entsprechende
Einschrdnkung an anderer Stelle
gefunden. Will sagen: Erhalt der
Mieter eine Kompensation fir
die sonst unwirksame Klausel,
ist sie doch wieder wirksam.
Nun stellt sich noch die Frage,
wie viel der Vermieter im Ein-
zelfall auf die Waagschale wer-
fen muss, um eine Parkettklausel
wirksam zu machen oder starre
Fristen wieder in den Mietver-
trag zu bekommen. Die Tir ist
leicht gedffnet. Alles andere
wird die Praxis erweisen.

Es konnte also sein, dass sich die
Rechtslage dahingehend entwi-
ckelt, dass die Schonheitsrepara-
turklauseln mit starren Fristen-
plan unwirksam sind, es sei
denn, Vermieter und Mieter sind
beide Verbraucher oder es sei
denn, der Mieter hat ein Bonbon
an anderer Stelle fir die starren
Fristen erhalten. Damit wirde
wohl eine erneute Kehrwende in
umgekehrter Richtung einsetzen,
so dass die Uberwiegende An-
zahl der Mietvertrage mit starren
Fristenklauseln doch wirksam
oder zumindest zukinftig wirk-
sam gestaltbar sein kénnten.

BGH zur buchhalterischen Behandlung der I1H-Ricklage

Eine fir die anstehenden Ab-
rechnungen ganz wesentliche
Entscheidung traf der BGH am

4.12.2009, die jedoch erst am
17.2.2010 auf der Seite des BGH
eingestellt wurde. Darin befasst
sich der Karlsruher WEG-Senat
mit der buchhalterischen Be-
handlung der IH-Ricklage (V
ZR 44/09). Leider entstehen
durch die Klarung dieser Rechts-
frage einmal mehr zahlreiche
Anschlussfragen, die unbeant-
wortet bleiben.

In Streit geriet der Beschluss
Uber die Jahresabrechnung 2006.
Die Abrechnung wies im Ab-
schnitt 1 ,,Ausgaben/ Einnah-
men*“ unter sonstigen Kosten
eine Position ,,Zuftihrung Rick-
lage Haus" mit einem Gesamtbe-
trag von 13.440 € aus. Im Ab-
schnitt 6 ,Entwicklung der
Rucklagen* wurde unter der
Position ,,Zugang zur Riicklage
Haus“ der gleiche Betrag von
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13.440 € eingestellt. Der Ge-
samtbetrag entsprach indessen
nicht den tatsdchlichen Eingén-
gen, da einzelne Wohnungsei-
gentumer ihre Beitrage zur IH-
Rucklage nicht geleistet hatten.
Mehrere Klager fochten den
Abrechnungsbeschluss sowie die
Beschllsse zur Entlastung der
Verwaltung und des Verwal-
tungsbeirates erfolgreich an. Der
BGH bestétigte die Vorinstanz.

Nach den Ausfuhrungen des
Senates habe die Verwaltung
eine geordnete und 0bersichtli-
che Einnahmen- und Ausgaben-
rechnung vorzulegen, die auch
Angaben uber die Hohe der ge-
bildeten Ricklage enthalte. Die
Abrechnung misse fir jeden
Wohnungseigentumer auch ohne
Hinzuziehung fachlicher Unter-
stitzung verstandlich sein. Dem
genuge die Abrechnung nicht,
weil sie nur ausweise, welche
Beitrdge zur IH-Ricklag zuge-
fuhrt werden sollten, nicht aber,
welche Betrdge ihr tatsachlich
zugeflossen seien.

Der BGH setzt sich im Urteil
weiter mit der Rechtsprechung
auseinander, die das Einbuchen
einer Forderung (Sollstellung) in
den Kosten der Abrechnung in
Bezug auf die IH — Riicklage fiir
zuléssig erachten, weil andern-
falls ein auskehrungspflichtiger
Uberschuss in der Abrechnung
entstehe (u.a.: BayObLGZ 1987,
86, KG NJW-RR 1987, 1160,
OLG Hamm ZMR 1997, 251,
OLG Celle OLGR 2000, 137,
OLG Frankfurt/M. Beschl. v.
16.10.06, 20 W 278/03). Diese
gesamte Rechtsprechung (ber-
zeugte den BGH nicht.

Eine Abrechnung, in welcher der
Soll-Betrag der beschlossenen
Zufiihrung zur Instandhaltungs-

SCHULTZE "%

ricklage als fiktive Ausgabe
angesetzt wirde, entsprache
nicht den gesetzlichen Anforde-
rungen. Sie sei fur den Eigenti-
mer nicht ohne sachkundige
Hilfe verstandlich. Sie sei sogar
falsch, wenn die Buchung des
Sollbetrages als Ausgabe und bei
der Darstellung der Ricklage
zudem lediglich als Zugang ver-
bucht werde. Zwar beflirchteten
die Vertreter dieser Verfahrens-
weise, der Beschluss Uber die
Abrechnung kénne als Anderung
des Wirtschaftsplanes mit der
Folge verstanden werden, dass
die erfolgten Zahlungen teilwei-
se wieder zu erstatten seien.
Diese Sorge sei aber unbegriin-
det, so die funf Karlsruher Rich-
ter weiter; der Beschluss Uber
die Jahresabrechnung regele
zwar verbindlich alle sich aus
ihm ergebenden Verpflichtungen
der Wohnungseigentumer. Er
begrinde auch erstmalig Ver-
pflichtungen der Wohnungsei-
gentimer gegeniber der Ge-
meinschaft, Nachzahlungen zu
leisten, soweit die tatsachlich
entstandenen Lasten die Plan-
vorauszahlungen (bertréfen. Mit
dem Beschluss (ber die Jahres-
abrechnung wollten sie den Plan
jedoch nicht &ndern, sondern nur
umsetzen. Der Abrechnungsbe-
schluss dndere die noch offenen
Vorschussforderungen nicht, er
bestéatige und verstérke sie viel-
mebhr.

Die tatsachlich erfolgten Zah-
lungen der Wohnungs-
eigentumer auf die Ricklage
seien wie die Vorschiisse auf das
Wohn- oder Hausgeld eine Ein-
nahme der Gemeinschaft. Diese
misse als solche auch in der
Abrechnung erscheinen.

Hieran wirde sich auch nichts
andern, wenn die eingegangenen
Gelder teilweise weiter auf das

Riicklagenkonto transferiert
wirden. Dies sei ein rein inter-
ner Vorgang, bei Fehlen eines
besonderen Riicklagenkontos
sogar nur ein buchhalterischer
Vorgang. Die Zahlung auf das
Konto fuhre daher nicht zu ei-
nem Geldabfluss. Das schlielRe
die Behandlung als Ausgabe
oder sonstige Kosten aus. Dies
gelte erst Recht fur den Ansatz
als Soll — Betrag in den Kosten.
Geschuldete, aber nicht geleiste-
te Zahlungen auf ein Riicklagen-
konto konnten weder weiterge-
leitet noch auf ein anderes Konto
gebucht werden. Dem konnte
man zwar begegnen, indem man
nur den tatsachlichen Zahlungs-
stand auf dem Rucklagenkonto
darstelle. Dann kdnne aber noch
weniger nachvollzogen werden,
weshalb der Sollbetrag (ber-
haupt angesetzt wiirde.

Die Darstellung der IH-Riicklage
in der Abrechnung bestimme
sich nach dem Zweck der Ab-
rechnung den Eigentiimern plau-
sibel Auskunft ber die Vermo-
genslage  (einschlieBlich  der
Ricklage) der Gemeinschaft zu
geben. Das erfordere zwar keine
gesonderte  Abrechnung  der
Ricklage, wohl aber eine Dar-
stellung der Entwicklung der IH-
Rucklage, die den Wohnungsei-
gentimern diesen Einblick ver-
schaffe. Dazu musse die Darstel-
lung sowohl die Zahlungen aus-
weisen, die die Wohnungseigen-
tumer auf die IH-Rucklage tat-
séchlich erbracht hatten, als auch
die Betrage, die sie schulden,
aber noch nicht aufgebracht
haben. (Zur buchhalterischen
Behandlung der IH-Ricklage
nach bisherigem Recht vgl. Po-
werpointprasentation unter
(www.Kanzlei-Schultze.de)


http://www.kanzlei-schultze.de/
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BGH zur Auslegung der Teilungserklarung

Die zul&ssige Nutzung des Son-
dereigentums ist in der Tei-
lungserklarung geregelt. Dort
kann der Eigentiimer nachlesen,
ob er Wohneigentum oder Teil-
eigentum gekauft hat, das keinen
Wohnzwecken dienen soll. Die
Regelungen sind mitunter auch
genauer, so dass geregelt wird,
dass eine bestimmte Einheit
einen ,,Laden* oder ein ,,Restau-
rant* beherbergen soll. Diese
Regelungen geraten nicht selten
in Streit, z.B. wenn die Nutzung
nicht genau der Vorgabe ent-
spricht. Es gibt eine Unmenge an
Rechtsprechung, die sich damit
auseinandersetzt, ob eine An-
waltskanzlei in einer Wohnung
oder eine Cafebar in einer Ein-
heit betrieben werden darf, die
als ,Laden*“ ausgewiesen ist.
Daneben gibt es Streitigkeiten,
wie die mit der sich die funf
Richter des funften Zivilsenates
zu befassen hatten, bei denen die
Teilungsliste in der Teilungser-

kldrung ,nicht zu Wohnzwe-
cken® ausweist, der Teilungsplan
flr eine Einheit jedoch die Be-
zeichnung ,,Cafe* vorsieht. Ein
Wohnungseigentiimer war der
Auffassung, dass der Eigentu-
mer, der sein Teileigentum ver-
pachtet hatte, die Einheit nur als
Cafe nutzen dirfe und nicht als
Speisegaststatte. Die Motivati-
onsgrundlage des auf Unterlas-
sung klagenden Miteigentlimers
ist Klar: die Speisegaststétte hat
langer geodffnet, es wird gekocht
(Geruch) und es wird mehr Al-
kohol getrunken (Larm). Streitig
war dabei, ob der Erklarung im
Aufteilungsplan (berhaupt eine
rechtliche Bedeutung beizumes-
sen sei. Einerseits sind Teilungs-
erklarungen objektiv auszulegen,
andererseits war klar, dass als
Aufteilungsplan wie so oft die
Genehmigungsplane des Archi-
tekten verwendet wurden. Der
BGH fihrte in seinem Urteil
vom 15.1.2010 aus, dass die

Bezeichnung in den Planen kei-
nen  Regelungsinhalt  habe.
Gleich benachbarte Einheiten
wiesen Bezeichnungen wie Bad,
Kiche, Wohnen Schlafen aus.
Auch insoweit kann man nicht
annehmen, dass diese Raume
dann nur zum Zwecke des Schla-
fens genutzt werden durfen. Im
,Cafe* seien sogar einzelne Mo-
bel ( 6 Barhocker, 4 runde Ti-
sche mit 4 Stihlen sechs recht-
eckige Tische mit Stuhlen) ein-
gezeichnet. Die Angaben hétten
daher erkennbar nicht den Sinn,
ein Regelung vorzunehmen und
eine Nutzungsbeschrankung zu
statuieren. Auch aus diesem
Grund kédme dem Aufteilungs-
plan gegentiiber sonstigen Erkl&-
rungen in der Teilungserklarung
eher nachrangige Bedeutung zu.
Der Plan habe vorrangig die
Aufgabe, die Aufteilung des
Gebdudes sowie die Lage und
Grofe des  Sondereigentums
darzustellen (V ZR 40/09).

Zur Nutzung von Wohneigentum als Ferienwohnung

Mit der Frage der Grenzen der
zulassigen Nutzung einer Woh-
nung beschéftigte sich auch das
Urteil des BGH vom 15.1.2010
(V ZR 72/09). Acht Wohnungs-
eigentimer nutzten ihre Woh-
nung in der 92 Wohnungen zéh-
lenden Anlage zur Vermietung
an Feriengéste und Geschéftsrei-
sende. Die Wohnungseigenti-
merversammlung  fasste den
Beschluss, diesen Miteigenti-
mern zu untersagen, die Woh-
nungen weiterhin wie bisher zur
wechselnden  Vermietung zu
nutzen. Im Falle des VerstoRes
wurde die Verwalterin ermdch-
tigt, einen Anwalt mit der ge-
richtlichen Durchsetzung der
Unterlassungsanspriiche zu be-
auftragen.

Die Beschliisse sind nach Auf-
fassung der Richter des V. Zivil-
senates nichtig. Dabei sei un-
problematisch, dass im Wege
des Beschlusses der Verband mit
der Durchsetzung beauftragt
worden sei, da der Verband auch
mit solchen Aufgaben betraut
werden konne, die ihm nicht
schon kraft Gesetzes zustiinden,
§ 10 Abs. 6 S. 3 WEG. Die Be-
schliisse seien aber als Untersa-
gungsbeschliusse nichtig. Die
Gemeinschaft habe nicht die
Rechtsmacht, dem einzelnen
Eigentimer ein bestimmtes Tun
oder Unterlassen bindend aufzu-
erlegen. Dies sei nur durch Ge-
setz oder Teilungserklarung
mdglich. Die insoweit bestehen-
de abweichende Auffassung des
KG Berlin verwarf das Gericht.
Die Gemeinschaft kénne nur

beschlielen, die auf der Grund-
lage des Gesetzes oder der Tei-
lungserklarung grindenden An-
spriiche gerichtlich durchzuset-
zen.

Im vorliegenden Fall waére in-
dessen auch ein entsprechender
Beschluss nicht mdéglich gewe-
sen, weil er rechtswidrig gewe-
sen waére. Die Gemeinschaft
hatte auf der Grundlage vom
Gesetz oder der Teilungserkla-
rung keinen Unterlassungsan-
spruch. Zutreffend vertrete die
Gemeinschaft die Auffassung,
dass die Nutzung als Ferienwoh-
nung andere Belastungen mit
sich brédchte, als die Nutzung der
Wohnung als Lebensmittelpunkt.
Indessen sei der Begriff der
~Wohnnutzung”  weit auszule-
gen. So sei in der Rechtspre-
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chung anerkannt, dass Eigen-
tumswohnungen auch als Inge-
nieurbiro ohne Publikumsver-
kehr (OLG Zweibriicken ZMR
1997, 482) oder als Patentan-
waltskanzlei (OLG Kdéln, ZMR
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nicht Giber das Mal3 hinaus beein-
trachtigten, dass bei einer ubli-
chen Nutzung des Wohnungsei-
gentums typischerweise zu er-
warten sei. Es sei nicht auszu-
schlief3en, dass sich durch diese

scheinungsform dieser abwei-
chenden Nutzung. Diese Ent-
wicklung koénne sich auch auf
einer vermehrten Bironutzung,
neue Mieter oder ein geéndertes
Umfeld griinden. Die Nutzung

2002, 380) genutzt werden diirf-  Art der Vermietung der Charak- als Ferienwohnung sei daher
ten, wenn diese Nutzung die ter der Wohnanlage verdndere. zulassig.
tbrigen  Wohnungseigentlimer  Das sei aber keine typische Er-
Ansichziehen der Gewahrleistungsanspriiche von Nachztglerkaufer
Eine Wohnungseigentimer-  schaft (Verband) kdnne die Aus- Instandsetzung des Gemein-

gemeinschaft in Berlin fasste
den Beschluss, Gewadbhrleis-
tungsanspriiche, die nur noch ein
Miteigentimer besal3, an sich zu
ziehen und die Rechte gegen den
Bautrdger im eigenen Namen
geltend zu machen. Der Bautré-
ger war noch Miteigentiimer in
der Gemeinschaft und focht den
Beschluss an. Der Rechtsstreit
wurde bis zum BGH fortgefiihrt,
der mit Urteil vom 15.1.2010 (V
ZR 80/09) den Beschluss der
Wohnungseigentiimergemein-

schaft fur wirksam erklérte. Die
Wohnungseigentiimergemein-

Ubung der Mangelrechte nach §
10 Abs. 6 S. 3 WEG an sich
ziehen. Dies gelte auch, wenn
nur noch ein Nachzuglerkéaufer
Anspriche besélRe. Die Aus-
tbungsbefugnis der Gemein-
schaft korrespondiere mit der
Einschrankung des einzelnen
Wohnungseigentimers in  der
Ausiibung seiner Rechte. Diese
Beschrankung sei dem jeweili-
gen Kaufvertrag immanent. Sie
werde daher bereits mit Ab-
schluss des Kaufvertrages be-
grindet. Zwar sei die Gleich-
schaltung des Anspruchs auf

schaftseigentums nicht notwen-
dig, wenn nur noch ein Eigen-
timer durchsetzbare Anspriiche
besdle, sie sei aber dennoch
wirksam. Die Beschrankung
zeige sich auch daran, dass
Mangelbeseitigungsarbeiten am
Gemeinschaftseigentum — von
den Fallen der Notgeschaftsfih-
rung abgesehen — nur mit Zu-
stimmung der Wohnungseigen-
timer vorgenommen  werden
durften und eigenmachtig durch-
gefuhrte MaBnahmen auf Ver-
langen riickgéngig gemacht wer-
den massten.

Anderungsanspruch des Kostenverteilungsschliissels

Sozusagen  eine  Triple-A-
Entscheidung hat der BGH mit
Urteil vom 15.1.2010 getroffen
(vorgesehen zur Veroffentli-
chung in Nachschlagewerk: ja,
in BGHZ: ja, in BGHR: ja). In
Streit war die Kostenverteilung
einer Balkonsanierung in einer
aus 14 Einheiten bestehenden
Wohnanlage, von der 6 Woh-
nungen einen Balkon aufwiesen.

Die Balkone der Wohnungen
wurden schadhaft. Die Gemein-
schaft beschloss die Balkone zu
sanieren. Ein besonderer Vertei-
lungsschlissel war in der Ge-
meinschaftsordnung hierfur
nicht vorgesehen. Die Klagerin
beantragte daher — was nur we-
nig nachvollziehbar ist — einen
Beschluss gemaR 8 16 Abs. 4

WEG dahingehend zu fassen, die
Kosten nicht nach Miteigen-
tumsanteilen, sondern  nach
Wohnungen zu verteilen. Der
Beschlussantrag scheiterte am
erforderlichen doppelt qualifi-
zierten Quorum.

Nun focht die Klé&gerin den Be-
schluss an und ging vermeintlich
Kluger vor. In der Klage begehr-
te sie nun, den Negativbeschluss
aufzuheben und ausschliellich
die Eigentlimer mit den Sanie-
rungskosten zu belasten, deren
Wohnung ein Balkon aufweise.
Den Schwenk auf einen geander-
ten Antrag bewertete die Klage-
rin offensichtlich auch als risiko-
reich und beantragte daher
hilfsweise, die Kostenverteilung
nach Wohnungen vorzunehmen.

Ganz hilfsweise beantragte sie
ferner, die Eigentimer zu verur-
teilen einer Anderung des Kos-
tenverteilungsschlissels in der
Gemeinschaftsordnung  zuzu-
stimmen.

Der gesamten Klage blieb der
Erfolg versagt. Mit der Klage
begehre die Kléagerin nicht nur
die Beseitigung des ablehnenden
sogenannten  Negativbeschlus-
ses, sie begehre gleichzeitig die
Feststellung, dass die Beklagten
verpflichtet gewesen wéren, dem
Antrag auf Anderung des Kos-
tenverteilungsschlissels nach §
16 Abs. 4 WEG zuzustimmen.

Soweit die Klagerin eine Kos-
tenverteilung dahingehend ver-
lange, dass nur die Eigentlimer
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von Balkonen die Kosten der
Instandsetzung zu tragen hatten,
sei die Klage unzuldssig. Die
Klagerin miisse vor einer Klage
die WEG-Versammlung mit
einem  entsprechenden  Be-
schlussantrag befassen. Zwar sei
dies nicht erforderlich, wenn es
sich um eine reine Formelei
handele, weil schon im Vorfeld
eindeutig sei, wie die Gemein-
schafter entscheiden widrden.
Aus der Beschlusslage den Ver-
teilerschlissel nicht von MEA
auf Wohnungen zu andern, kén-
ne jedoch nicht geschlossen
werden, dass die Gemeinschafter
nicht ggf. zustimmen wirden,
die Kosten nur den 6 Eigentu-
mern aufzuerlegen, deren Woh-
nung einen Balkon aufweisen.

Soweit mit der Klage die Durch-
setzung einer Kostenverteilung
begehrt werde, wie sie im Be-
schlussantrag vorgesehen war
(Verteilung nach Wohnungen)
sei die Klage jedoch zuléssig.
Anspruchsgrundlage  fir  die
Anderung des  Verteilungs-
schlissels im Einzelfall seien die
Regelungen in den § 16 Abs. 4
i.V.m. 8 21 Abs. 4 und § 21 Abs.
8 WEG. D.h. der Richter kénne
auch einen Verteilungsschlussel
nach billigem Ermessen bestim-
men. Der Anspruch sei aber
nicht begriindet. Bei der Balkon-
sanierung handele es sich um
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eine MaRnahme der Instandset-
zung gemeinschaftlichen Eigen-
tums. Das gelte auch dann, wenn
die Balkone im Sondereigentum
der Wohnungseigentumer stiin-
den, da bis auf den obersten
Bodenbelag, dem Innenanstrich
und dem Luftraum Uber der Bo-
denplatte der gesamte Balkon
zwingend dem Gemeinschaftsei-
gentum zuzuordnen sei. Nur
solche Teile seien im gegebenen
Fall von der SanierungsmaR-
nahme erfasst. Ein Anspruch des
einzelnen Wohnungseigentiimers
auf Anpassung des Verteilungs-
schlissels sei aber nicht schon
dann gegeben, wenn er die in §
16 Abs. 4 WEG als Vorausset-
zung normierte Berlcksichti-
gung der Nutzung oder Nut-
zungsmoglichkeit beinhalte.
Allein die Feststellung, dass die
Anderung des VerteilungsmaRi-
stabes ordnungsgeméaRer Ver-
waltung im Sinne von § 21 Abs.
4 WEG entsprache, vermittle der
Kléagerin noch keinen Anspruch
auf Anderung. Fiur einen An-
spruch auf eine Anderung miiss-
ten daher zusétzlich die Voraus-
setzungen des 8 10 Abs. 2 S. 3
WEG vorliegen. Fir den An-
spruch auf Anderung des Vertei-
lungsschliissels im  Einzelfall
nach § 16 Abs. 4 WEG wiirden
daher keine anderen Vorausset-
zungen gelten, als fur die gene-
relle Anderung des Verteilungs-

schliissels in der Gemeinschafts-
ordnung.

Die Voraussetzungen des Ande-
rungsanspruchs seien mit der
WEG-Novelle reduziert worden.
Dennoch koénne die Klagerin
nicht fiir sich reklamieren, dass
die bestehende Regelung unbil-
lig sei. Zutreffend habe das Be-
rufungsgericht festgestellt, dass
der Kostenverteilungsschlissel
fur die Kldgerin schon beim
Erwerb der Wohnung erkennbar
gewesen sei und daher das Ver-
trauen der (brigen Eigentlimer
beim Kauf der Wohnung Vor-
rang geniefle. Hinzu kame, dass
es nicht unbillig sei, wenn ein
Wohnungseigentimer fur die
Kosten der Instandhaltung von
Einrichtungen des gemeinschaft-
lichen Eigentums nach dem
Verhaltnis seines Anteils auf-
kommen misse, obwohl er sie
nicht benutzen kénne. Die Kos-
tenmehrbelastung der Kilagerin
dirfe nicht das alleinige Kriteri-
um fir die Beurteilung der Un-
billigkeit sein. In die Abwégung
einzubeziehen seien vielmehr
insbesondere die Rechte und
Interessen der anderen Woh-
nungseigentiimer. Die Anforde-
rungen an einen Anpassungsan-
spruch mussten daher erheblich
sein, was vorliegend nicht der
Fall sei (V ZR 114/09).

Richtiger Antragsgegner bei Versagung der Zustimmung nach § 12 WEG

Mit interessanten Rechtsfragen
zur Verwalterzustimmung nach
8 12 WEG setzte sich das OLG
Koln  im  Beschluss vom
6.8.2009 (ZMR 2010, 55) aus-
einander. In der Gemeinschafts-
ordnung der spateren Streitpar-
teien war vorgesehen, dass die
VerduRerung oder Vermietung
des Wohneigentums der Zu-
stimmung des Verwalters beddr-
fe. Die Zustimmung durfte fer-
ner nur aus wichtigem Grund

versagt werden. Als wichtiger
Grund wurde die Besorgnis for-
muliert, dass der in Aussicht
genommene Erwerber nicht die
ihm als Wohnungseigentiimer
obliegenden, finanziellen Ver-
pflichtungen erfullen wirde, sich
nicht in die Gemeinschaft einfi-
gen wirde oder aus anderen
Umsténden heraus sich als unge-
eignet erweisen wiirde.

Ein Wohnungseigentiimer Utber-
trug das Eigentum an zwei

Wohnungen seinen beiden Kin-
dern. Die ubrigen Wohnungsei-
gentimer beschlossen daraufhin,
die Verwalterin  anzuweisen,
keine Zustimmung zu erteilen.
Der Beschluss wurde angefoch-
ten.

Das OLG Kaoln flhrte aus, dass
sich der Beschluss richtigerweise
gegen die Ubrigen Wohnungsei-
gentimer richte; zwar sei eine
Klage gegen den Verwalter zu-
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lassig, wenn dieser die Zustim-
mung versage. Die Wohnungs-
eigentimer hétten jedoch — was
zuldssig sei — die Erklarungs-
kompetenz an sich gezogen. Im
Falle einer qua Beschluss gefass-
ten Anweisung an den Verwal-
ter, die rechtlich grundsatzlich
zuldssig sei, wére jedoch die
Klage gegen die tbrigen Woh-
nungseigentiimer zu richten.

SCHULTZE "%

Der Beschluss sei jedoch
rechtswidrig. Es bestiinden keine
objektiven Zweifel, die beiden
Kinder wirden ihre Verpflich-
tungen nicht einhalten. Allein
die Tatsache, dass sich beide
Kinder noch in der Ausbildung
befénden, konnte entsprechende
Zweifel  nicht  rechtfertigen.
Auch lagen keine Anhaltspunkte
dafir vor, dass diese beabsich-

tigten, ihren Verpflichtungen
nicht nachzukommen. Auch die
im Fall geschilderter Antipathie
reiche als Grund fir eine Ver-
weigerung  der  Zustimmung
nicht aus. Erforderlich sei viel-
mehr ein konkretes Fehlverhal-
ten in Form von Bedrohungen,
Beleidigungen oder sonstigen
Ubergriffen.
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Veranstaltungen

Rechtssicherheit fur Investoren, Bautrager, Architekten und
Ingenieure.

ESWID Weimar vom 4. Marz bis 5. Marz 2010 (Anmeldung: www.esw-Deutschland.de)

Donnerstag, 4. Mérz 2010
HOAI - Bauzeitenverlangerung — Bauforderungssicherungsgesetz — Prospekthaftung — Abnahme nach WEG und im Bautragervertrag —
aktuelle Rechtsprechung.

ab 08.30
09.00 - 09.15

09.15-09.45

09.45 -10.00
10.00 -10.30

10.30 -10.45
10.45-11.15
11.15-11.45

11.45-12.00
12.00-12.30

12.30-12.45
12.45-14.00
14.00 -14.30

14.30 -14.45
14.45-15.15

15.15-15.30
15.30 -16.00
16.00 -16.30
16.30 -16.45
18.00 -19.00

19.00 -20.45

ab 20.45

Uhr
Uhr

Uhr

Uhr
Uhr

Uhr
Uhr
Uhr

Uhr
Uhr

Uhr
Uhr
Uhr

Uhr
uhr

Uhr
uhr
Uhr
uhr
Uhr

Uhr

Uhr

Einlass und kleiner Imbiss

BegriRung

Staatsminister a.D. Steffen Heitmann, Président des ESW in Deutschland e.V., Oberburgermeister Stefan Wolf
Anderung der HOAI — insbesondere Honorarund Nachtragsanspriiche fiir Architekten, Ingenieure und Generalplaner
Prof. Dr. Hans Rudolf Sangenstedt, Rechtsanwalt, Bonn

Nachfragen — Feedback — Diskussion

Baugzeitenverlangerung und Nachtrage

Dr. Anke Leineweber, Rechtsanwaltin, KoIn

Nachfragen — Feedback — Diskussion

Kaffeepause — Kommunikation — Kennenlernen

Baugeldverwendungspflicht: Bauforderungssicherungsgesetz und MaBV

Dr. Herwart Virneburg, Rechtsanwalt, Wiesbaden

Nachfragen — Feedback — Diskussion

Konsequenzen bei Anderungen der Regel der Technik

Dr. Hans-Egon Pause, Rechtsanwalt, Mlnchen

Nachfragen — Feedback — Diskussion

Gemeinsames Mittagessen

Bedeutung des Prospektes im Bautragervertrag und Prospekthaftung

Jurgen Schmidt, Vors. Ri., OLG Munchen

Nachfragen — Feedback — Diskussion

Abnahmeregelung fur das Gemeinschaftseigentum im Bauvertrag nach der WEG-Novelle

Helmut Freiherr von Oefele, Notar, Miinchen

Nachfragen — Feedback — Diskussion

Kaffeepause — Kommunikation — Kennenlernen

Verkauf von Wohneigentum, nach Abnahme des Gemeinschaftseigentums — ,,Nachzugler*

Dr. A. Olrik Vogel, Rechtsanwalt, Minchen

Nachfragen — Feedback — Diskussion

Pause

Einladung zum gemeinsamen Abendbuffet im Vestibil des Hotels Elephant, Markt 19 in Weimar, mit anschlieBendem
Fachgespréch im Richard-Wagner-Saal.

Abnahme des Gemeinschaftseigentums — Kdnigsweg zwischen Bautrégervertrag und Gemeinschaftsordnung?

Die am Nachmittag aufgezeigten Widerspriiche werden von Experten diskutiert. Gemeinsam mit den Teilnehmern wird ein Weg
aufgezeigt, der in der Praxis mit groRer Rechtssicherheit umsetzbar ist.

Prof. Dr. Wolf-Rudiger Bub, Helmut Freiherr von Oefele, Dr. Olrik A. Vogel, Jirgen Schmidt, Prof. Dr. Martin Haublein
Ausklang in lockerer Runde

Freitag, 5. Médrz 2010

08.45 - 09.00

09.00 -09.15

09.45-10.15

10.15-10.30
10.30 -11.00

11.00-11.15
11.15-11.45
11.45-12.15

12.15-12.30
12.30-13.15

13.15-13.30
13.30

Pfarrer Thomas GeRner

Uhr  Wort zum Tag, Stadtkirche St. Peter und Paul

Pfarrer Thomas GeRner

Uhr  Ziviles Baurecht

Birgitta Bergmann-Streyl, Richterin OLG, Dusseldorf

Uhr  Nachfragen — Feedback — Diskussion
Uhr  Offentliches Baurecht: Schwerpunkt: ErschlieRung und Denkmalschutz

Dr. Andreas Dazert, Rechtsanwalt, Koblenz

Uhr  Nachfragen — Feedback — Diskussion
Uhr  Kaffeepause
Uhr  Bautragerrecht

Dr. Gregor Basty, Notar, Miinchen

Uhr  Nachfragen — Feedback — Diskussion
Uhr  Architekten- und Ingenieurrecht

Prof. Dr. Wolf-Rudiger Bub, Rechtsanwalt, Minchen

Uhr  Nachfragen — Feedback — Diskussion
Uhr  Verabschiedung

Moderation wahrend des Fachforums: Univ.-Prof. Dr. Dr.h.c. Werner Merle
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Investitionspflicht und Investitionshemmnisse - Mietrecht zwischen den Interessen des Vermieters und

des Mieters

Aktuelle Rechtslage - Planungen des Gesetzgebers - Losungsvorschlage
ESWID Berchtesgaden vom 28. April bis 30. April 2010 (Anmeldung: www.esw-Deutschland.de)

Mittwoch, 28. April 2010

12.00 - 14.00 Uhr
14.00 - 14.15 Uhr

14.15 - 14.45 Uhr

14.45 - 15.00 Uhr
15.00 . 15.30 Uhr

15.30 - 15.45 Uhr
15.45 - 16.15 Uhr
16.15 - 16.45 Uhr

16.45 - 17.00 Uhr

17.00 - 17.30 Uhr

17.30 - 17.45 Uhr
Ende 17.50 Uhr

Donnerstag, 29.

09.00 - 09.15 Uhr

09.45 - 10.15 Uhr

10.15 - 10.30 Uhr
10.30 - 11.00Uhr

11.00 - 11.15 Uhr

11.15 - 11.45 Uhr
11.45 -12.15 Uhr

12.15-12.30 Uhr
12.30 - 13.00 Uhr

13.00 - 13.15 Uhr
13.15 - 14.30 Uhr
14.30 - 15.00 Uhr

15.00 - 15.15 Uhr
15.15 - 15.45Uhr

15.45 - 16.00 Uhr
16.00 - 16.30 Uhr

16.30 - 16.45Uhr
16.45 - 17.15Uhr
09.00 - 09.30 Uhr

Einlass, Empfang und Offnung der begleitenden Ausstellung

Begrufiung

Staatsminister a.D. Steffen Heitmann, Prasident des ESW in Deutschland e.V.; 1. Blirgermeister Franz Rasp
Erleichterung bei energetischer Modernisierung - § 559 BGB

Prof. Dr. Friedemann Sternel, VVors. Richter am LG a.D., Hamburg

Nachfragen — Feedback — Diskussion

Anspruch auf Mietsicherheit bei Wohnraum- und Gewerberaummiete

Hubert Blank, Richter am LG a.D., Mannheim

Nachfragen — Feedback — Diskussion

Kaffeepause — Kommunikation — Kennenlernen

Mietsicherheiten bei Wohnraum- und Gewerberaummiete wahrend des Mietverhéltnisses und bei bzw. nach
Beendigung

Dr. Michael Schultz, Rechtsanwalt, Berlin

Nachfragen — Feedback — Diskussion

Flachenabweichung im Mietrecht (zu viel bzw. zu wenig)

Prof. Dr. Wolf-Riidiger Bub, Rechtsanwalt, Miinchen

Nachfragen — Feedback — Diskussion

Dammerschoppen und Besuch der Ausstellung

April 2010

Wort zum Tag, Evangelische Kirche, Ludwig-Ganghofer-Stral3e 28
Pfarrerin Lieselotte Lindner

Die zeitliche Sicherung des Bestandes des Mietvertrages

Univ.-Prof. Dr. Martin Haublein, Innsbruck

Nachfragen - Feedback - Diskussion

Beseitigung von Missbréuchen des Bestandsschutzes - Mietnomanden
Univ.-Prof. Dr. Peter Derleder

Nachfragen — Feedback — Diskussion

Kaffeepause - Kommunikation - Kennenlernen
Mieterauskunft - Verpflichtung zur Auskunftserteilung
Norbert Eisenschmid, Rechtsanwalt, Deutscher Mieterbund, Berlin
Nachfragen — Feedback — Diskussion
Mietzahlung und Mieterinsolvenz bei Wohnraum- und Gewerberaummiete
Prof. Dr. Fabian Klinck, Bochum
Nachfragen - Feedback - Diskussion
Mittagspause
Rechtliche Rahmenbedingungen der Modernisierung
Prof. Dr. Markus Artz, Bielefeld
Nachfragen - Feedback - Diskussion
Immobilienverwalter und Energieberater
Fred Weigl, Vorsitzender GIH, Gebaudeenergieberater, Ingenieure-Handwerker-Bundesverband e.V., Stuttgart
Nachfragen - Feedback - Diskussion
Wirtschaftlichkeit von Modernisierungsmafnahmen
Dipl.-Betriebswirt (FH) Dietmar Bock, Geschaftsfihrer GWG Miinchen
Nachfragen — Feedback — Diskussion
Abschlussdiskussion
Schonheitsreparaturklausel
Dr. Beate Flatow, Vizeprésidentin des AG Kiel

Freitag, 30. April 2010

09.30 - 09.45 Uhr
09.45 - 10.15 Uhr
10.15 - 10.45 Uhr

10.45 - 11.00 Uhr
11.00 - 11.45 Uhr

11.45-12.00 Uhr
12.00 Uhr

Nachfragen - Feedback - Diskussion
Kaffeepause - Kommunikation - Kennenlernen
Aktuelle Fragen zur Betriebskostenabrechnung
UIf P. Borstinghaus, Richter am AG, Dortmund
Nachfragen — Feedback — Diskussion

Aktuelle Rechtsprechung des BGH

Dr. Karin Milger, Richterin am BGH, Karlsruhe
Nachfragen — Feedback — Diskussion
Verabschiedung

Moderation wahrend des Fachforums: Univ.-Prof. Dr. Dr.h.c. Werner Merle




Verzugszinssatze

SCHULTZE "%

Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen

Zeitraum Basis-
zinssatz
%
1.1. bis 30.6.2002 2,57
1.7. bis 31.12.2002 2,47
1.1. bis 30.6.2003 1,97
1.7. bis 31.12.2003 1,22
1.1. bis 30.6.2004 1,14
1.7.bis 31.12.2004 1,13
1.1. bis 30.6.2005 1,21
1.7. bis 31.12.2005 1,17
1.1. bis 30.6.2006 1,37
1.7. bis 31.12.2006 1,95

Verzugs- Entgelt ohne  Zeitraum Basiszins- Ver- Entgelt ohne
zinssatz Verbrau- satz % zZugs- Verbrau-
% cherbeteili- zins- cherbeteili-
gung % satz % gung %
7,57 10,57 1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7
7,47 10,47 1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19
6,97 9,97 1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32
6,22 9,22 1.7. bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19
6,14 9,14 1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62
6,13 9,13 1.7.bis 31.12.2009 0,12 512 8,12
6,21 9,21 1.1. bis 30.6.2010 0,12 512 8§12
6,17 9,17
6,37 9,37
6,95 9,95

Der Gléaubiger kann nach dem
Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (8 286 Abs. 1 S. 2
BGB).

Einer Mahnung bedarf es nicht,
wenn fur die Leistung eine Zeit
nach dem Kalender bestimmt ist,
die Leistung an ein vorausge-
hendes Ereignis anknipft, der
Schuldner die Leistung verwei-
gert oder besondere Griinde den
sofortigen Eintritt des Verzugs
rechtfertigen (8 286 Abs. 2
BGB).

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spatestens 30 Tage nach
Falligkeit und Zugang einer
Rechnung ein; dies gilt gegen-
uber einem  Schuldner, der
Verbraucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders hingewiesen wurde,
(8 286 Abs. 3S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Glaubiger den Zugang der
Rechnung (notigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen.

Waéhrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (§ 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz betragt fur das Jahr finf
Prozentpunkte bzw. fiir Rechts-

geschéfte, an denen Verbraucher
nicht beteiligt sind, acht Pro-
zentpunkte (nur bei Entgelten)
Uber dem Basiszinssatz (8 288
Abs. 1S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).

Der Basiszinssatz verandert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
groRe seit der letzten Verande-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
groRe ist der Zinssatz fiir die
jingste  Hauptrefinanzierungs-
operation der  Europaischen
Zentralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden Halb-
jahres (8 247 Abs. 1 S. 2, 3
BGB).

16


Schultze
Kommentar zu Text
BGB 286 Abs. 1 Verzug
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung stehen die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines Mahnbescheids im Mahnverfahren gleich.


Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 288 Verzugszinsen 
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.


Schultze
Kommentar zu Text
(3) Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in Verzug, wenn er nicht
innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder gleichwertigen
Zahlungsaufstellung leistet; dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher
ist, nur, wenn auf diese Folgen in der Rechnung oder Zahlungsaufstellung besonders
hingewiesen worden ist. Wenn der Zeitpunkt des Zugangs der Rechnung oder
Zahlungsaufstellung unsicher ist, kommt der Schuldner, der nicht Verbraucher ist,
spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Empfang der Gegenleistung in Verzug.


SCHULTZE "%

Verantwortlich fur den Inhalt:

Heinz G. Schultze

Rechtsanwalt

Fachanwalt fiir WEG- und Mietrecht
Fachanwalt fiir Baurecht
Zwangsverwalter

Simsonstr. 9, 04107 Leipzig
Telefon: 0341/ 96 44 30

Aufsichtsfiihrende Behdrde

Rechtsanwaltskammer Sachsen, Glacisstr. 6, 01099 Dresden, Telefon: 0351/ 318590, Telefax: 0351/ 33 60 899
E-Mail: info@rak-sachsen.de. ZURUCK

Berufsrechtliche Regelungen

Die Berufsbezeichnung ,,Rechtsanwalt” bzw. ,,Rechtsanwaltin“ wurde den hier benannten Volljuristen aufgrund bundesdeut-
schen Rechts nach dem bestehen der 2. juristischen Staatspriifung (Befahigung zum Richteramt) durch ein besonderes Zu-
lassungsverfahren ehemals durch das jeweils zustandige Justizministerium resp. aufgrund der seit dem 8.9.1998 gednderten
Rechtslage durch die 6rtliche Rechtsanwaltskammer zuerkannt.

Rechtsanwadlte bzw. Rechtsanwéltinnen unterliegen den berufsrechtlichen Regelungen der Bundesrechtsanwaltsordnung
(BRAO), der Bundesrechtsanwaltsgebiihrenordnung (BRAGO) bzw. fir seit 1.7.2004 erteilten Mandaten dem Rechtsan-
waltsvergitungsgesetz (RVG), den Berufs- und Fachanwaltsordnungen der Bundesrechtsanwaltskammer (BORA 2001 und
FAO) sowie den Standesregeln der Rechtsanwélte der Europdischen Gemeinschaft. Sdmtliche berufsrechtliche Regelungen
kénnen Sie unter www.Brak.de einsehen. ZURUCK

Hinweis zu Verlinkungen

Der verantwortlicher Seitenanbieter ist fiir Inhalte unmittelbar verlinkter Seiten nur dann verantwortlich, wenn er sich den
Inhalt zu eigen macht. Das ist der Fall, wenn er von diesen Inhalten positive Kenntnis hat und ihm méglich und zumutbar ist,
die Nutzung rechtswidriger Inhalte zu verhindern. Fir Inhalte von Sites, die mit hier verlinkten Seiten verlinkt sind (tiefere
Linkebenen) haftet der verantwortliche Seitenbetreiber nicht. ZURUCK

Urheberrechtsschutz

Die in der ZIV veroffentlichten Beitrage sind urheberrechtlich geschiitzt. Das gilt auch fir die verdffentlichten
Leitsatze, soweit es sich nicht um amtliche Leitsatze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegeniiber Datenban-
ken und &hnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in welcher Art
und Weise zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfaltigt oder datenbankmaRig zuganglich gemacht werden.
ZURUCK


mailto:info@rak-sachsen.de
http://www.brak.de/
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